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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments 


Mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaften haben die 
Mitgliedstaaten freiwillig und auf jeweils verfassungsmäßigem 
Wege eines ihrer bedeutendsten Souveränitätsrechte, das der 
innerstaatlichen Rechtsetzungsbefugnis, zu einem Teil auf die 
Organe der Gemeinschaft übertragen. Dieser Souveränitätsver- 
zicht zugunsten der EG hat in der Praxis zu einem Kompetenzver- 
lust bei den nationalen Parlamenten und zu einem Kompetenzge- 
winn bei den nationalen Regierungen geführt. 

Die Kontroll- und Mitwirkungsrechte in der EG-Politik, die die 
nationalen Parlamente im Laufe der Integration verloren haben, 
hätten auf das Europäische Parlament übertragen werden müs- 
sen; ihm sind ausreichende Mitwirkungs- und Mitentscheidungs- 
rechte bisher jedoch nicht zugestanden worden. 

Die Integrationskraft und die Leistungsfähigkeit der Gemein- 
schaft sowie ihre Akzeptanz durch die EG -Bürgerinnen und Bür- 
ger hängen nicht zuletzt von der Verfassung der Gemeinschaft , 
d. h. von der Kompetenz ihrer Organe und den demokratischen 
Regeln für deren Zusammenwirken ab. Der vom Europäischen 
Parlament verabschiedete Entwurf für eine Europäische LFnion 
hatte hier eine kühne Perspektive entwickelt. 

Die Einheitliche Europäische Akte ist dieser Perspektive nur 
unzureichend gefolgt und hat die Probleme der Entscheidungs- 
strukturen der Gemeinschaft nicht gelöst. Die Vollendung des 
EG-Binnenmarktes bis Endes 1992 wird die Probleme sogar ver- 
schärfen und insbesondere das Defizit an parlamentarischer Mit- 
wirkung bei der Gesetzgebung in der Gemeinschaft noch deut- 
licher hervortreten lassen. 

Der Bundestag hält daher eine Reform der EG-Verträge mit dem 
Ziel der Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments für 
unerläßlich, damit es die Stellung erhält, die Parlamenten in 
demokratisch verfaßten Staaten zukommt. 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag fordert das Europäische Parlament 
auf, unverzüglich nach der 3. Direktwahl konkrete Vorschläge 
für die Reform der EG-Verträge auszuarbeiten. 

Diese Vorschläge sollen zu einem Entwurf für die Vertragsrevi- 
sion zusammengefaßt und den nationalen Parlamenten zur Be- 
ratung zugeleitet werden. 

IL Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im 
Rat der Europäischen Gemeinschaften nachstehende Forde- 
rungen zur Stärkung des Europäischen Parlaments einzu- 
bringen: 

1, Das Europäische Parlament erhält nach Bereichen abge- 
stufte und dem Ministerrat gleichwertige Mitentscheidungs- 
rechte bei der Gesetzgebung der Gemeinschaft. Darüber 
hinaus erhält es verstärkte Kontrollrechte sowie Mitentschei- 
dungsrechte bei der Bestellimg der EG -Kommission. 

2, Das Parlament wählt auf Vorschlag des Europäischen Rats 
den Präsidenten der EG-Kommission, Die übrigen Mitglie- 
der der Kommission werden nach dem bisherigen Verfahren 
bestellt. Die Kommission bedarf bei ihrer Amtsführung des 
Vertrauens des Parlaments. 

Das Recht des Parlaments gemäß Artikel 144 EWGV (Miß- 
trauensantrag) bleibt erhalten. 

Das Parlament erhält das Recht, beim Europäischen Ge- 
richtshof den Antrag auf Amtsenthebung eines einzelnen 
Mitgheds der Kommission zu stellen. 

3. Beschlüsse über die Erhöhung der Eigenmittel der Gemein- 
schaft und über die Einführung von Gemeinschaftssteuern 
werden auf Vorschlag der Kommission von Rat und Parla- 
ment gemeinsam getroffen. Diese Beschlüsse müssen von 
den Mitgliedstaaten ratifiziert werden. 

Die Unterscheidung von obhgatorischen und nicht obliga- 
torischen Ausgaben wird aufgehoben. Damit erstrecken sich 
die Befugnisse des Europäischen Parlaments auf alle Aus- 
gaben. Es erhält das volle Haushaltsrecht. 

Die mehrjährige Finanzplanung wird von Rat, Parlament 
und Kommission gemeinsam beschlossen. Sie wird im übri- 
gen entsprechend der z. Z. geltenden interinstitutionellen 
Vereinbarung vom Juni 1988 im Vertrag verankert. 

4. Das Parlament erhält das vertraglich verankerte Recht, in 
Zuständigkeitsbereichen der Gemeinschaft Untersuchungs- 
ausschüsse einzusetzen. Kompetenzen und Verfahren der 
Untersuchungsausschüsse sind durch eine interinstitutio- 
nelle Vereinbarung festzulegen. Das Parlament erhält das 
Recht, die Rechtmäßigkeit von Gemeinschaftsakten gemäß 
Artikel 173 Abs. 1 EWG-Vertrag vom Europäischen Ge- 
richtshof überprüfen zu lassen. 
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5. Internationale Abkommen, insbesondere Kooperationsab- 
kommen und ratifizierungsbedürftige Konventionen (z. B, 
zum Schutz der Umwelt), bedürfen der Zustimmung des 
Parlaments. 

6. Änderungen der Verträge bedürfen der Zustimmung des 
Parlaments, Die Ratifizierung von Vertragsänderungen ge- 
mäß den verfassungsrechtlichen Bestimmungen der Mit- 
gliedstaaten bleibt davon unberührt. 

Will die Gemeinschaft tätig werden, um eines der Vertrags- 
ziele zu verwirkhchen, ohne daß die dafür erforderlichen Be- 
fugnisse vorgesehen sind (Artikel 235 EWGV), bedarf dies 
der Zustimmung des Parlaments. 

7. Die Regierungen der EG -Mitgliedstaaten sollen im Rahmen 
einer Regierungskonferenz bis spätestens zur Halbzeit der 
Wahlperiode des am 18. Juni 1989 zu wählenden Europäi- 
schen Parlaments einen Entwurf für eine Reform der EG- 
Verträge vorlegen, auf der Basis der zu erarbeitenden Vor- 
schläge des Europäischen Parlaments, durch die das Demo- 
kratiedefizit in der Gemeinschaft beseitigt wird. Diese 
Reform tritt nach Ratifizierung durch das Europäische Parla- 
ment und die Parlamente der Mitgliedstaaten in Kraft. 

Bis zur Verwirklichung vorstehender Forderungen ist der Deut- 
sche Bundestag gefordert, den parlamentsfreien Raum durch stär- 
kere Einflußnahme auf die für die Bundesrepublik Deutschland 
relevanten EG-Entscheidungen auszufüllen. Hierzu gehört die 
Einrichtung eines Europa- Ausschusses im Deutschen Bundestag 
und eine verbesserte Zusammenarbeit zwischen dem Europäi- 
schen Parlament und dem Deutschen Bundestag, vor allem auf 
den Gebieten, die sowohl auf der Ebene der Europäischen Ge- 
meinschaft als auch auf der nationalstaatlichen Ebene politisch 
durch die Legislative und Exekutive gestaltet werden müssen. 

Bonn, den 31. Mai 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 
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